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Artikel 23
(1) Das allgemeine Reglement einer Ausstellung muß ange­

ben, ob - unabhängig von den Teilnahmebescheinigungen, die 
erteilt werden können — Auszeichnungen an die Teilnehmer 
verliehen werden. Für den Fall, daß Auszeichnungen vorgese­
hen sind, kann ihre Verleihung auf bestimmte Kategorien 
beschränkt werden.

(2) Vor Eröffnung der Ausstellung kann jeder Teilnehmer 
eine Erklärung abgeben, daß er von der Verleihung von Aus­
zeichnungen ausgenommen werden möchte.

Artikel 24
Das Internationale Ausstellungsbüro, das Gegenstand des 

folgenden Abschnitts ist, kann Vorschriften erlassen, welche 
die allgemeinen Bedingungen für die Zusammensetzung und 
die Tätigkeit der Jurys festlegen und das Verfahren bei der 
Verleihung von Auszeichnungen regeln.

A b s c h n i t t  5 
Bestimmungen über die Organe

Artikel 25
(1) Es wird eine als Internationales Ausstellungsbüro be- 

zeichnete internationale Organisation gebildet, die beauftragt 
ist, die Anwendung der vorliegenden Konvention zu gewähr­
leisten. Ihre Mitglieder sind die Regierungen der Vertrags­
partner. Der Sitz des Büros befindet sich in Paris.

(2) Das Büro ist juristische Person und hat das Recht, Ver­
träge abzuschließen, bewegliches und ■unbewegliches Vermö­
gen zu erwerben und zu verkaufen, sowie das Recht, vor Ge­
richt aufzutreten.

(3) Das Büro hat das Recht, in Ausübung der Befugnisse, 
die ihm durch die vorliegende Konvention eingeräumt wer­
den, Verträge insbesondere in bezug auf Privilegien und Im­
munitäten mit Staaten und internationalen Organisationen 
abzuschließen.

(4) Das Büro besteht aus einer Generalversammlung, einem 
Präsidenten, einem Exekutivausschuß, Fachausschüssen, 
ebenso vielen Vizepräsidenten wie Ausschüssen und einem 
Sekretariat, das von einem Generalsekretär geleitet wird.

Artikel 26
Die Generalversammlung des Büros setzt sich aus Delegier­

ten zusammen, die von den Regierungen der Vertragspartner 
ernannt wurden, und zwar aus einem bis drei Delegierten pro 
Vertragspartner.

Artikel 27
Die Generalversammlung hält ordentliche Tagungen ab, sie 

kann auch außerordentliche Tagungen abhalten. Sie entschei­
det über alle Fragen, für die gemäß vorliegender Konvention 
das Büro zuständig ist, dessen höchstes Organ sie ist, insbe­
sondere :

a) erörtert, beschließt und veröffentlicht sie Anordnungen 
über die Registrierung, Klassifikation und Organisation 
von internationalen Ausstellungen sowie über die Tätig­
keit des Büros.
Im Rahmen der Bestimmungen der vorliegenden Kon­
vention kann sie verbindliche Vorschriften erlassen. Sie 
kann auch Musterbedingungen erlassen, die für die Or­
ganisation von Ausstellungen als Leitfaden dienen;

b) beschließt sie das Budget, kontrolliert und billigt sie die 
Rechnungslegung des Büros;

c) gibt sie den Berichten des Generalsekretärs ihre Zustim­
mung;

d) bildet sie Ausschüsse, die sie für zweckmäßig erachtet, 
ernennt die Mitglieder des Exekutivausschusses und der 
anderen Ausschüsse und legt die Dauer ihres Mandats 
fest;

e) billigt sie alle Entwürfe der im Artikel 25 Absatz 3 ge­
nannten internationalen Konventionen;

f) nimmt sie die Änderungsentwürfe an, die im Artikel 33 
genannt sind;

g) benennt sie den Generalsekretär.

Artikel 28
• (1) Die Regierung jedes Vertragspartners hat — unabhängig 
von der Zahl ihrer Delegierten — eine Stimme in der General­
versammlung. Jedoch wird ihr Stimmrecht aufgehoben, wenn 
die Gesamthöhe der von ihr nach Artikel 32 geschuldeten 
Beiträge den Gesamtbetrag ihrer Beiträge für das laufende 
Jahr und das Vorjahr überschreitet.

(2) Die Generalversammlung ist beschlußfähig, wenn die 
Zahl der stimmberechtigten, an der Tagung teilnehmenden 
Delegationen mindestens zwei Dritteln der stimmberechtigten 
Vertragspartner entspricht. Ist die Generalversammlung nicht 
beschlußfähig, wird sie nach Ablauf von mindestens einem 
Monat erneut mit der gleichen Tagesordnung einberufen. In 
diesem Fall wird die für die Beschlußfähigkeit erforderliche 
Zahl um die Hälfte der stimmberechtigten Vertragspartner 
vermindert.

(3) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der dafür oder 
dagegen stimmenden anwesenden Delegationen angenommen. 
Jedoch ist in folgenden Fällen eine Mehrheit von 2/з erfor­
derlich:

a) Annahme von Änderungsentwürfen zur vorliegenden 
Konvention;

b) Erlassen und Änderung von Anordnungen;
c) Annahme des Haushaltsplans und Festlegung der Höhe 

der Jahresbeiträge der Vertragsparteien;
d) die Genehmigung zur Änderung der Zeitpunkte für die 

Eröffnung und die Schließung einer Ausstellung unter 
den im Artikel 4 vorgesehenen Bedingungen;

e) die Registrierung einer Ausstellung auf dem Hoheits­
gebiet eines Nichtmitgliedstaates für den Fall einer Mit­
bewerbung für eine Ausstellung auf dem Hoheitsgebiet 
eines Vertragspartners;

f) Kürzung der im Artikel 5 der vorliegenden Konvention 
vorgesehenen Zeitabstände;

g) Annahme von Vorbehalten, die von einem Vertragspart­
ner hinsichtlich einer Änderung vorgebracht werden; 
diese Änderung muß gemäß Artikel 33 von der Mehr­
heit von 4/5 oder einstimmig angenommen werden;,

h) Annahme aller Entwürfe internationaler Konventionen;
i) Ernennung des Generalsekretärs.

Artikel 29
(1) Der Präsident wird von der Generalversammlung in ge­

heimer Wahl für einen Zeitraum von zwei Jahren unter den 
Delegierten der Regierungen der Vertragsparteien gewählt; 
aber er vertritt während seiner Amtszeit nicht den Staat, 
dessen Staatsbürger er ist. Er kann wiedergewählt werden.
, (2) Der Präsident beruft die Tagungen der Generalver­
sammlung ein und leitet sie; er trägt ferner für die reibungs­
lose Tätigkeit des Büros Sorge. Während seiner Abwesenheit 
werden seine Funktionen durch den vom Exekutivausschuß 
beauftragten Vizepräsidenten wahrgenommen oder in dessen 
Abwesenheit von einem der übrigen Vizepräsidenten in der 
Reihenfolge ihrer Wahl.

(3) Die Wahl der Vizepräsidenten erfolgt unter den Dele­
gierten der Regierungen der Vertragspartner durch die Gene­
ralversammlung, die auch über die Art und Dauer ihres Man­
dats entscheidet und ihnen insbesondere den ihnen übertra­
genen Ausschuß zuweist.

Artikel 30
(1) Der Exekutivausschuß setzt sich aus Delegierten der Re­

gierungen von zwölf Vertragspartnern zusammen, wobei auf 
jede Regierung ein Delegierter entfällt.


